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NIEDERSCHRIFT 
über die öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Digitales 
vom Dienstag, 29. November 2022 

 

Sitzungsleiter: 1. Bürgermeister Proske 
Schriftführer/in: Herr Ipsen 
 
 

Gremiumsmitglieder  
an- 

wesend 
ent- 

schuldigt Bemerkung 

3. Bgm. Leng Mitglied X   

SR Brilmayer Mitglied X  ab TOP 4 

SR Hilger Mitglied X   

SR Matjanovski Mitglied X   

SR Mühlfenzl Mitglied X   

SR Münch Mitglied X   

SR Peis Mitglied X   

SR Schmidberger Mitglied X   

SR Zwingler Mitglied X   

2. Bgm. Obergrusberger Mitglied  X vertreten durch SR Riedl 

 
zusätzlich anwesend: 

SR Friedrichs 
Zusätzliche 
Einladung 

X  als Besucher 

SR Riedl 
Zusätzliche 
Einladung 

X  
in Vertretung für 2. Bgm. 
Obergrusberger 

 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt 1. Bürgermeister Proske die ordnungsgemäße Ladung so-
wie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Digitales fest.  
 
Gegen die Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 24 der Geschäftsordnung um den neuen TOP 
5 (Nachladung vom 25.11.2022) erhebt sich kein Widerspruch. 
 
TOP 1. 
Bekanntgabe der Beschlüsse aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 04.10.2022 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

In der Sitzung am 04.10.2022 sind in nichtöffentlicher Sitzung Beschlüsse zu einem 
Grundstücksverkauf und einem Grundstückserwerb sowie zur Ablöse von Mülltonnen 
gefasst worden. 
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TOP 2. 
Bericht und ggfs. Beschluss zu Umsatzsteuer § 2bUStG 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Bis 2016 waren Kommunen nur in Ausnahmefällen – insbesondere erst ab einem Um-
satz von 35.000 € in einem Betrieb gewerblicher Art - umsatzsteuerpflichtig. Aufgrund der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie der EU sind im Sinne der Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen ab 2016 Kommunen in einem größeren Bereich umsatzsteuerpflichtige Un-
ternehmer (§ 2 Abs. 3 UStG i.V. § 4 KStG (BgA)). Der Gesetzgeber hat den Kommunen 
jedoch die Option gegeben, bis längstens 31.12.2022 nach dem bisherigen Recht zu ver-
fahren. Davon hat die Stadt Gebrauch gemacht (vgl. FWD-Sitzung vom 06.10.2020, TOP 
6). 
Bisher unterhält die Stadt bereits folgende umsatzsteuerpflichtige Betriebe gewerblicher 
Art (BgA, in Klammern Gliederungsziffer der Haushaltstelle): Laden Museum Wald und 
Umwelt (321.), Hallenbad zu 52,6% (570.), Klosterbauhof zu 33,4% (760.), Wasserver-
sorgung (815.), Photovoltaik (810.), Blockheizkraftwerk Schule/Hallenbad zu 50% (817.), 
Veranstaltungsräume (Altes Kino, Alter Speicher, Volksfesthalle; 840.) 
Das interne Haushaltsscreening zur Identifikation künftig steuerbarer Einnahme-Umsätze 
ist nun abgeschlossen. 
Aktuell plant nun das Bundesfinanzministerium, dass im Jahressteuergesetz 2022 die 
Übergangsregelung zur Umsetzung des § 2 b UstG nochmals bis zum 31.12.2024 ver-
längert werden soll. Das Gesetz wird voraussichtlich am 02.12.2022 im Bundestag be-
schlossen und am 16.12.2022 verabschiedet. 
Sollte die Verlängerung in Kraft treten, empfiehlt die Kämmerei davon auch Gebrauch zu 
machen und sich nicht bereits zum 01.01.2022 der erweiterten Umsatzsteuerpflicht zu 
unterwerfen. Damit bleibt mehr Zeit, um gründlich die Verträge und Satzungen der Stadt 
einem Check und Änderungen zu unterziehen. Auch kann dann bereits vorbereitend eine 
Tax Compliance erstellt werden, um die Verantwortlichen vor steuerlichen Haftungsrisi-
ken weitgehend zu schützen. Im Übrigen haben sich beim Haushaltsscreening bislang 
keine Erkenntnisse hinsichtlich weiterer relevanter Möglichkeiten zum Vorsteuerabzug 
(gezahlte Umsatzsteuer wird vom Finanzamt erstattet) ergeben. Eine spätere Wirkung 
des § 2b UstG stellt deshalb keine Verschlechterung der finanziellen Situation dar. 
 
Beschluss: 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Digitales nimmt die Informationen zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Stadtrat, soweit rechtlich möglich die Optionserklä-
rung für die Anwendung des bisherigen Umsatzsteuerrechts nicht zum 01.01.2023 
zu widerrufen und somit nicht zu diesem Zeitpunkt auf das neue Umsatzsteuer-
recht nach § 2b UstG umzusteigen. 
 
10 Ja : 0 Nein 
 
 
TOP 3. 
Verschiedenes 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

Es gibt keine Mitteilungen. 
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TOP 4. 
Wünsche und Anfragen 

öffentlich 
 
Sachverhalt: 

a) Stadträtin Schmidberger lobt die Durchführung des diesjährigen Wirtschaftsemp-
fangs der Stadt Ebersberg und wünscht sich für den Empfang 2023, dass sich 
möglichst klimaneutrale Unternehmen vorstellen können und auch die Stadt ihre 
Leistungen im Klimaschutz darlegen möge. 

b) Auf die Frage von Stadträtin Schmidberger nach dem Vorgehen bei der Aufstel-
lung des Haushaltsplanes 2023 erläutert Bürgermeister Proske, dass die vorbera-
tende Sitzung des FWD am 31.01.2023 und die Haushaltssitzung des Stadtrates 
am 28.02.2023 vorgesehen ist. Ein Workshop zum Haushalt ist aus zeitlichen 
Gründen (Umstellung der Haushaltskontierung, Umsatzsteuer §2b) nicht vorgese-
hen. 

c) Bürgermeister Proske kündigt auf Nachfrage von dritter Bürgermeisterin Leng an, 
einen Sachstand zur Organisationsuntersuchung zu erteilen. 

d) Stadtrat Hilger berichtet über Verärgerungen in der heimischen Handwerkerschaft, 
da es trotz Vereinbarung mit der Stadt und einem entsprechenden Beschluss zu 
wenig direkte Informationen über die städtischen Ausschreibungen gibt.  Bürger-
meister Proske führt dazu aus, dass ihm ein Fall fehlender Information bekannt ist, 
Informationen zu Ausschreibungen aber grundsätzlich keine Bringschuld der Stadt 
sind. Es sei sogar so, dass städtische Firmen trotz Aufforderungen bei beschränk-
ten Ausschreibungen keine Angebote abgeben. Bürgermeister Proske wird den 
entsprechenden Beschluss auf Wunsch des Ausschusses den Stadträten zur 
Kenntnis geben. 

 
 
 
 
 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19:00 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung: 19:15 Uhr 
 
Stadt Ebersberg, den 05.12.2022 
 
 
 
Herr Proske 
Sitzungsleiter 

Herr Ipsen 
Schriftführer 

 
 


